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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschläge der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats über das Recht der Landwirte, die 
Angehörige eines Mitgliedstaates sind und sich in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassen haben, auf Zugang zu 

Genossenschaften 

eine Richtlinie des Rats über das Recht der Landwirte, die 
Angehörige eines Mitgliedstaates sind und sich in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassen haben, auf Zugang zu 
den verschiedenen Arten von Krediten 

— Drucksache V/166 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Die beiden Vorschläge der Kommission der EWG 
sind dem Deutschen Bundestag gemäß Artikel 2 des 
Zustimmungsgesetzes zum EWG-Vertrag von der 
Bundesregierung zugeleitet worden. Mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten vom 10. Januar 1966 wurde 
die Vorlage dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen federführend und dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbe- 
teiligt mit Frist zum 23. März 1966 zur Beratung 
zugewiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen hat sich in seiner 6. Sitzung am 
26. Januar 1966 und der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat sich in seiner Sit- 
zung am 9. Februar 1966 mit den Vorschlägen be- 
faßt 

Entsprechend dem vom Rat der EWG beschlossenen 
Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit soll durch diese Richtlinien 


die Niederlassungsfreiheit für Landwirte in zwei 
weiteren Teilbereichen verwirklicht werden. 

Der Richtlinienvorschlag zu den Genossenschaften 
geht von dem in den einzelnen Mitgliedstaaten be- 
stehenden Begriff der Genossenschaften aus, so daß 
das innerstaatliche Recht insoweit unberührt bleibt. 
Da dieser Begriff in allen Mitgliedstaaten im 
wesentlichen gleich ist, werden sich auch für die 
Anwendung der Richtlinien Schwierigkeiten daraus 
nicht ergeben. 

Die Richtlinie über den Zugang zu Krediten er- 
streckt sich entsprechend dem Allgemeinen Pro- 
gramm nur auf die Kredite, nicht aber auf andere 
finanzielle Leistungen, wie etwa die Beihilfen. Für 
sie ist im Allgemeinen Programm die Beseitigung 
der Ausländerdiskriminierungen erst für einen 
späteren Zeitpunkt vorgesehen. 
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In Deutschland bestehen weder hinsichtlich des derdiskriminierungen noch. Die Aufhebung dieser 

Zugangs zu den Genossenschaften noch hinsichtlich Diskriminierungen ist im Interesse deutscher Land- 

der Vergabe von Krediten irgendwelche Ausländer- wirte, die sich in diesen Mitgliedstaaten nieder- 
diskriminierungen. Die Richtlinien führen deshalb lassen, zu begrüßen, 
nicht zu einer Änderung des schon jetzt in Deutsch- 
land geltenden Rechtszuslandes. Insbesondere in Der Ausschuß hat gegen die Vorlagen keine Be- 
Frankreich bestehen jedoch zur Zeit solche Auslän- denken und schlägt Kenntnisnahme vor. 


Bonn, den 9. Februar 1966 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Von den Vorschlägen der Kommission der EWG 
— Drucksache V/166 — wird Kenntnis genommen. 


Bonn, den 9. Februar 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Ravens 

Vorsitzender Berichterstatter 
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